
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Privatsphäre/Unterlassen anonymer und sachlich nicht gerecht-
fertigter Anschuldigungen 
(X. c. «Republik») 
 
Stellungnahme des Schweizer Presserats 45/2018 
vom 15. November 2018 
 
 
I. Sachverhalt 
 
A. Am 1. Oktober 2018 veröffentlichte die «Republik» einen Artikel von Carlos Hanimann 
und Michael Rüegg mit dem Titel «Zuger Justizdirektor verhindert Berichterstattung». In 
Lead heisst es: «Die Luzerner Strafbehörden ermittelten gegen den Zuger Justizdirektor 
Beat Villiger. Trotz Widersprüchen stellten sie das Verfahren ein. Mit einer 
superprovisorischen Verfügung verhindert der CVP-Politiker die Veröffentlichung einer 
Republik-Recherche.» Im Artikel führen die Autoren aus, die Luzerner Polizei habe am 
29. Juli 2017 Villigers Wagen angehalten, eine Person ohne Führerschein habe diesen 
gelenkt. Daraufhin habe sie Anzeige gegen die Person und gegen Villiger erstattet. Zwei 
Tage vorher hätte sich der Justizdirektor telefonisch bei der Luzerner Polizei erkundigt, 
ob diese Person über einen Führerschein verfüge. Vier Monate später habe die Luzerner 
Polizei dieselbe Person mit Villigers Wagen erneut angehalten. Anlässlich der 
Einvernahme habe die Person einen Kaufvertrag präsentiert, welcher auf den 15. Mai 
datiert sei. Handschriftlich ergänzt habe es darin geheissen, die Übernahme des Wagens 
werde per 1. Juli erfolgen, der effektive Halterwechsel dann Ende August. Die Tatsache, 
dass der Wagen auch noch bei der zweiten Polizeikontrolle auf Villiger eingelöst war, 
habe bei der Polizei Zweifel aufkommen lassen. Wegen der superprovisorischen 
Verfügung des Bezirksgerichts Zürich verzichte die «Republik» darauf, über die Zweifel 
der Polizei zu berichten. Villiger weise die Vorwürfe zurück, er habe das 
Vertragsdokument Anfang Juni erstellt – also vor dem ersten Vorfall. Anlässlich der 
Einvernahme durch die Luzerner Staatsanwaltschaft im Januar 2018 dann habe er 
angedeutet, dass das Datum auf dem Vertrag möglicherweise nicht korrekt sei. Trotz 
dieser Unstimmigkeiten seien weitere Abklärungen der Staatsanwaltschaft ausgeblieben 
und sie habe das Verfahren in allen Punkten eingestellt. Die Einstellungsverfügung sei 
rechtskräftig, es gelte die Unschuldsvermutung für Villiger. Angefragt von der «Republik» 
hätten verschiedene Strafrechtsexperten auf Unstimmigkeiten hingewiesen. Die 
Luzerner Staatsanwaltschaft habe auf den Fragenkatalog der «Republik» mit einer 
pauschalen Stellungnahme geantwortet. Villiger selbst hält fest, er habe in dieser 
Geschichte Fehler gemacht. Er habe sich linken lassen, sich in etwas reingeritten. Er 
fürchte, die Sache könne ihn seine Karriere kosten.  
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B. Mit Eingabe vom 13. Oktober 2018 reichte X. beim Schweizer Presserat gegen die 
Berichterstattung der «Republik» Beschwerde ein. X. sieht mit dem Artikel die Ziffer 7 
(Privatsphäre/Unterlassen anonymer und sachlich nicht gerechtfertigter 
Anschuldigungen) der «Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und 
Journalisten» (nachfolgend: «Erklärung») verletzt. Insbesondere ist für ihn gar die 
Publikation fragwürdig, da es sich erstens um eine eingestellte Strafuntersuchung 
handle, somit niemand verurteilt worden sei. Zweitens sei es um eine private 
Angelegenheit gegangen und drittens sei der Zeitpunkt der Publikation eine Woche vor 
den Regierungsratswahlen aus medienethischer Sicht fragwürdig. 
 
C. Gemäss Art. 13 Abs. 1 des Geschäftsreglements behandelt das Presserats-
präsidium, bestehend aus Dominique von Burg, Präsident, Francesca Snider, 
Vizepräsidentin, und Max Trossmann, Vizepräsident, Beschwerden, auf die der 
Presserat nicht eintritt. 
 
D. Das Presseratspräsidium hat die vorliegende Stellungnahme per 15. November 2018 
auf dem Korrespondenzweg verabschiedet. 
 
 
II. Erwägungen 
 
1. Gestützt auf Art. 11 Abs. 1 seines Geschäftsreglements tritt der Presserat nicht auf 
eine Beschwerde ein, die offensichtlich unbegründet ist. 
 
2. a) Ziffer 7 der «Erklärung» hält Journalistinnen und Journalisten dazu an, die 
Privatsphäre der einzelnen Personen zu respektieren, sofern das öffentliche Interesse 
nicht das Gegenteil verlangt. Sie unterlassen anonyme und sachlich nicht gerechtfertigte 
Anschuldigungen. 
 
Der Beschwerdeführer macht geltend, die Publikation des Artikels sei fragwürdig, da es 
sich um eine eingestellte Strafuntersuchung handle, weiter um eine private 
Angelegenheit und drittens sei die Publikation eine Woche vor den Wahlen fragwürdig 
bzw. unzulässig. Für den Presserat sind alle drei Gründe nicht stichhaltig, dies aus den 
folgenden Gründen: Ziffer 1 der «Erklärung» hält fest, dass Journalisten sich an die 
Wahrheit halten. Sie lassen sich vom Recht der Öffentlichkeit leiten, die Wahrheit zu 
erfahren. Als Grundsatz gilt, dass es keine verbotenen Themen gibt. In Bezug auf die 
Informationsfreiheit hält der Journalistenkodex unter den Rechten der Journalistinnen 
und Journalisten in Buchstabe a. ausdrücklich fest, dass diese freien Zugang haben zu 
allen Informationsquellen und die Freiheit zur unbehinderten Ermittlung aller Tatsachen, 
die von öffentlichem Interesse sind. In seiner Stellungnahme 25/2015 hat sich der 
Presserat ausführlich mit dem Öffentlichkeitsprinzip der Justiz auseinandergesetzt. Und 
unter anderem festgehalten: «Gemäss der Praxis des Bundesgerichts haben 
Journalistinnen und Journalisten auch das Recht, Einsicht in Strafbefehle, Einstellungs- 
oder Nichtanhandnahmeverfügungen zu nehmen, sofern daran ein schutzwürdiges 
Interesse besteht und keine überwiegenden öffentlichen oder privaten Interessen der 
Einsichtnahme entgegenstehen.» Er hat weiter bekräftigt, dass Medienschaffende 
möglichst einfachen Zugang zu Anklageschriften, Urteilen, Einstellungsverfügungen und 
Strafbefehlen gewährt werden muss, damit sie ihren Auftrag als «chiens de garde de la 
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démocratie» erfüllen können. Art. 30 Abs. 3 der Bundesverfassung fordert eine 
öffentliche und damit kontrollierbare Justiz. Diese Kontrolle der Justiz ist somit eine der 
grundlegenden Aufgaben der Medien. Es gehört folglich zur Aufgabe von 
Medienschaffenden, auch Einstellungsverfügungen – wie im vorliegenden Fall 
geschehen – unter die Lupe zu nehmen.  
 
b) Der Beschwerdeführer ist der Ansicht, der Berichterstattung über die 
Einstellungsverfügung stehe die Privatsphäre des Vorstehers der Sicherheitsdirektion, 
Beat Villiger, entgegen. Laut Praxis des Presserats haben selbstverständlich auch 
öffentliche Personen Anspruch auf Schutz ihres Privatlebens. Prominente und Politiker 
müssen sich jedoch mehr gefallen lassen als gewöhnliche lebende Zeitgenossen. Wie 
erwähnt haben Medienschaffende gestützt auf Ziffer 7 der «Erklärung» deren 
Privatsphäre zu respektieren, sofern das öffentliche Interesse nicht das Gegenteil 
verlangt. Es ist zweifellos von öffentlichem Interesse, wie sich ein Politiker und 
insbesondere ein Justizdirektor gegenüber dem Gesetz verhält. Es ist ebenso zweifellos 
von öffentlichem Interesse, wie eine Staatsanwaltschaft arbeitet und eine 
Einstellungsverfügung begründet. Die Ergebnisse entsprechender Recherchen zu 
veröffentlichen ist somit nicht zu beanstanden. Dies um so weniger, als sowohl 
Sicherheitsdirektor Villiger wie auch die Luzerner Staatsanwaltschaft im Artikel zu Wort 
kamen und sich zu den Fragen der «Republik» äussern konnten. Und last but not least 
ist auch nicht zu beanstanden, dass der Bericht eine Woche vor den Wahlen erschien. 
Das öffentliche Interesse an den Ergebnissen der Recherche überwog klar. Die 
Beschwerde ist somit offensichtlich unbegründet. 
 
 
III. Feststellung 
 
Der Presserat tritt auf die Beschwerde nicht ein. 
 


